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Gesetzesentwurf in Spanien:

Weder Kruzifixe noch katholische BegrÄbnisse
MADRID. (elpais/hpd) Der Gesetzentwurf zur Religionsfreiheit garantiert die NeutralitÄt der Åffent-
lichen Hand gegenÇber verschiedenen Religionsgemeinschaften und schreibt die Trennung von 
Staat und Kirche fest. 

Von Ignacio Cembrero, MÄnica Ceberio Belaza, Äbersetzung Thilo Canellas

Die Staatsbegr�bnisse von 2004 f�r die Opfer des 12. M�rz k�nnen sich nicht 
wiederholen, wenn das Gesetz �ber die religi�se Freiheit, welches von der Regie-
rung vorbereitet wird, Gesetzeskraft erlangt. Jene Zeremonie war ausschlie�lich 
katholisch und wurde abgehalten von Kardinal Antonio Mar�a Rouco Varela, ob-
wohl unter den 191 Toten mehr als eine Handvoll Muslime und orthodoxe Chris-
ten waren.

Die Gesetzesvorlage, die von der Exekutive vorbereitet wird, h�lt fest, dass der 
Staat ausschlie�lich zivile Begr�bnisse abhalten darf, und dass eine religi�se Fei-
er nur abgehalten darf, wenn dies von der Familie verlangt wird. Wenn unter spa-
nischen gefallenen Soldaten Katholiken und Muslime w�ren, m�ssten zuk�nftig 
nacheinander zwei aufeinanderfolgende Zeremonien oder eine �kumenische ab-
gehalten werden.

„Die Staatsakte und �ffentlichen Feierlichkeiten, die von der �ffentlichen Hand in 
Zukunft abgehalten werden, m�ssen so gestaltet sein, dass sie keinen religi�sen 
Charakter haben“, wie die Gesetzesvorlage zur Freiheit des Gewissens und der 

Religion (Ley Org�nica de Libertad de Conciencia y Religiosa). Wie nach der Papstaudienz des Ministerpr�siden-
ten Zapatero verlautet, wird dieses Gesetz erst nach der Sommerpause verabschiedet werden k�nnen. Das Gesetz 
bezieht sich in erster Linie auf Bestattungen, aber auch auf andere Staatsakte.

Der Text spricht nach Angaben offizieller Quellen erstmals von der „Laizit�t des Staates“. In den Artikeln, 
die diese Laizit�t festschreiben, wird Spanien nicht als laizistischer Staat bezeichnet, es ist lediglich die Rede von 
der Neutralit�t der �ffentlichen Hand gegen�ber Weltanschauungen und Religionen „sowie, dass der Staat die 
Pflicht hat, jegliche Konfusion zwischen Staatsfunktion und religi�sen Aktivit�ten zu vermeiden.“

Das neue Gesetz wirkt ebenfalls auf die Aus�bung des Rechtes der religi�sen als auch der Gewissensfreiheit hin. 
Mit dieser Ausweitung wird der neuen konfessionellen Realit�t in Spanien Rechnung getragen, in der aufgrund 
der Einwanderung neue religi�se Gruppen gewachsen sind: Insbesondere die Muslime (1,4 Mio), Protestanten 
(mehr als 1 Million) und orthodoxe Christen (600.000).

Die konkreten Auswirkungen der Laizit�t sind in vier Artikeln festgeschrieben. Neben der Regulierung der 
�ffentlichen Zeremonien verbietet der Gesetzestext religi�se Symbole an bestimmten Orten: „In �ffentlichen 
Geb�uden d�rfen religi�se Symbole nicht ausgestellt werden, es sei denn, sie haben einen klaren historisch-
artistischen, architektonischen oder kulturellen Hintergrund, der gesetzlich gesch�tzt ist.“ Das hei�t, es d�r-
fen keine Kruzifixe in Schulen, staatlichen Krankenh�usern, �ffentlichen Geb�uden oder Ministerien h�ngen.

Es gibt eine Ausnahme im Gesetzestext. Obwohl sie teilweise mit �ffentlichen Geldern finanziert werden, d�rfen 
private Krankenh�user und �rztekammern, die Vertr�ge mit den Krankenkassen unterhalten, Symbole gem�� ih-
rer Glaubensrichtung aufweisen. Das Justizministerium stellt jedoch fest, dass in 80% der F�lle in �ffentlichen 
Geb�uden Symbole ohne k�nstlerischen Hintergrund l�ngst verschwunden sind.

Die W�rdentr�ger haben ihre eigenen Beschr�nkungen. Wenn sie „streng religi�se Veranstaltungen“ besuchen, 
m�ssen sie dies tun, indem sie „alles unterlassen, was ein Brechen des Neutralit�tsprinzips und eine Diskriminie-
rung darstellen k�nnte.“ Das hei�t, dass sie nicht nur den Einladungen der katholischen Kirche folgen sollen, und 
dabei auch zum Beispiel Prozessionen begleiten, sondern sie m�ssen ebenfalls zwingend an den Veranstaltungen 
anderer Konfessionen teilhaben, wie es zum Beispiel in Ceuta im Rahmen der Feierlichkeiten zum Abschluss des 
Ramadan geschieht (dort nehmen der B�rgermeister und der Gouverneur an den Veranstaltungen teil). Die H�lfte 
der Bewohner der Stadt sind Muslime.

Die Gegenwart von Staatsbediensteten bei religi�sen Veranstaltungen ist nochmals anders geregelt als die von 
W�rdentr�gern. Der Gesetzestext h�lt fest, dass die Teilnahme immer „freiwillig“ sei. Die neue Vorschrift der mi-
lit�rischen Ehrerbietungen hat dem zuk�nftigen Gesetzestext in gewisser Weise schon vorgegriffen. Schon am 19. 
Mai ist festgeschrieben, dass, wenn das Verteidigungsministerium milit�rische Eskorten bei religi�sen Feiern ge-
nehmigt, die Soldaten nur teilnehmen k�nnen, wenn dies f�r sie einen rein „freiwilligen Charakter hat und dass 
das Milit�r nicht verpflichtet ist, Ehrerbietung gegen�ber dem Allerheiligsten, der Jungfrau Maria oder Schutzpat-
ronen zu erbringen.
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Diese Teilnahme von Staatsfunktion�ren und Milit�r, auch auf freiwilliger Basis, d�rfte dennoch gem�� Auffas-
sung von Sachverst�ndigen, die von dieser Zeitung befragt wurden, dem Gebot der „Neutralit�t“ der �ffentlichen 
Hand widersprechen und auch im Gegensatz stehen zur Verpflichtung, „jegliche Konfusion zwischen Staatsfunk-
tion und religi�sen Aktivit�ten“ zu vermeiden.

Die Expertenkommission, die die Gesetzesvorlage verfasste, hat noch nicht entschieden, ob die religi�sen Symbo-
le, die von Individuen getragen oder �ffentlich getragen werden, reglementiert werden oder nicht. Und zwar Klei-
dungsst�cke wie der hiyab (islamischer Gesichtsschleier). Dies ist eine Angelegenheit, die diskutiert wird, teilen 
Quellen in der Staatskanzlei mit. Der Justizminister neigt dazu, dies gesetzlich zu reglementieren. „Es ist notwen-
dig, zu entscheiden, welche religi�sen begr�ndeten Identifizierungsmerkmale ein B�rger in der �ffentlichkeit zei-
gen darf“, gab er Anfang Mai im Fernsehen bekannt. Dieses Gesetz m�sse sowohl „klar“ sein als auch „Toleranz 
und gesunden Menschenverstand verbinden“.

Einer der Hauptinhalte der Gewissensfreiheit ist das Recht, „zu leben und sich zu verhalten im Gleichklang mit 
eigenen �berzeugungen und seiner Weltanschauung bzw. Religion“ und das beinhaltet auch das Recht, die eigene 
Religion „auszudr�cken“. Die einzigen Beschr�nkungen, die der Gesetzestext erlaubt, beziehen sich auf die �f-
fentliche Ordnung und auf die Rechte der Allgemeinheit.

Die Regierung schl�gt ebenfalls vor, dass in Zukunft die drei Religionsgemeinschaften, die 1992 ein Konkordat 
mit dem Staat abgeschlossen haben: Muslime, Protestanten und Juden, auf vier weitere Religionsgemeinschaften 
ausgeweitet wird, die in Spanien eine „althergebrachte Tradition“ besitzen: Mormonen, Zeugen Jehovas, Buddhis-
ten und Orthodoxe. Die katholische Kirche hat eine privilegierte Situation aufgrund des Konkordats von 1979, die 
auch in Zukunft unangetastet bleibt. Die katholische Kirche ist auch die einzige Konfession, f�r die der Steuerzah-
ler auch in Zukunft 0,7% seines Einkommens steuerlich absetzen kann.

Der Gesetzesentwurf h�lt ebenfalls fest, welche Bedingungen erf�llt werden m�ssen, damit andere religi�se Ver-
einigungen den Status der „althergebrachten Tradition“ erhalten k�nnen, und zwar Gr�ndungsjahr, Mindestzahl 
der Versammlungsorte usw. Daraus ergibt sich auch die F�higkeit, mit dem Staat zu kommunizieren, insbesondere 
was steuerliche Verg�nstigungen betrifft. Bis heute hat eine Kommission f�r die Religionsfreiheit entschieden, al-
lerdings mit bisher wenig definierten Richtlinien. Mit dem neuen Gesetz d�rfte der Hinduismus der erste Anw�r-
ter sein, diese Bestimmungen zu erf�llen.

Das neue Gesetz wird in 37 Artikeln die acht des bisherigen Gesetzes von 1980 ersetzen. Federf�hrend f�r die 
Kommission, die das Gesetz verfasst, ist die Vizepr�sidentin Mar�a Teresa Fern�ndes de la Vega sowie der Gene-
raldirektor f�r religi�se Angelegenheiten im Justizministerium. Letzterer achtet auf die Kompatibilit�t des neuen 
Gesetzes mit den Inhalten der betroffenen Religionsgemeinschaften.

Eine Interessengemeinschaft der Katalanen dr�ngt am meisten, dieses Gesetz umzusetzen. Im Nationalskongress 
der Katalanen hat am 18. Mai eine entsprechende Gesetzesvorlage mit der Mehrheit der Regierungsparteien ver-
abschiedet. Es wird darauf gedr�ngt, dass die spanische Zentralregierung die erste Lesung noch vor dem 30. Juni 
abhalten. Es ist nicht wahrscheinlich, dass diese Frist eingehalten werden kann, aber die Ministerrunde hat zugesi-
chert, dass sie sich noch vor der Sommerpause damit befassen wird. Somit kann das Gesetz fr�hestens zum Jah-
resende die legislativen Instanzen durchlaufen haben.

Die Opposition hat sich grunds�tzlich gegen das neue Gesetz gestellt, und zwar aus zwei Gr�nden. Zum einen sei 
es nicht der richtige Zeitpunkt, da weder eine dringliche soziale Notwendigkeit noch Eile best�nde, um dieses 
neue Gesetz zu verabschieden. Zum zweiten wird bem�ngelt, dass dieses Gesetz in �berwiegend symbolischen, 
aber eigentlich wenig substanziellen Aspekten eingreift, aber wichtige Traditionen und Gegebenheiten in Spanien 
angreift.

Die katholische Kirche ist ebenfalls nicht einverstanden. Papst Benedikt XVI. hat vergangene Woche anl�sslich 
einer Privataudienz im Vatikan dem Pr�sidenten Zapatero sein Missfallen zum Ausdruck gebracht.

Zusammenfassend:

Es ist zuk�nftig nicht erlaubt, religi�se Symbole in Beh�rden und �ffentlichen Geb�uden auszustellen, es sei 
denn, sie h�tten einen eindeutigen historisch-artistischen, architektonischen oder kulturellen Wert.
Das Verbot betrifft nicht private Tr�ger, die im �ffentlichen Leben stehen.
Die Staatsakte und �ffentlichen Veranstaltungen sollen keine religi�sen Zeremonien beinhalten.
Die W�rdentr�ger und Staatsbedienstete, die an religi�sen Veranstaltungen teilnehmen, haben sicherzustellen, 
dass keine Konfession diskriminiert wird.
Die Rechte der Religionsgemeinschaften nach „althergebrachter Tradition“ werden verst�rkt und die Auswei-
tung wird angestrebt.
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